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� Vorwort 

 
Bei den Themen Weitergabe personenbezogener Informationen, Datenschutz und 
Schweigepflicht handelt es sich um ein sehr sensibles Feld, das insbesondere in der 
Alltagspraxis der Jugendhilfe und der Polizei, aber auch in den Bereichen Schule und Justiz 
eine große Rolle spielt: 
 

- bei Sozialarbeitern/-innen, weil der Vertrauensschutz ein Grundprinzip ihrer Arbeit ist; 

- bei Polizeibeamten/-innen, weil ihr gesetzlicher Ermittlungsauftrag durch die 
Schweigepflicht anderer Akteure erschwert sein kann, sie selbst aber oft über ein 
umfangreiches Wissen über Einzelne verfügen; 

- bei Lehrern/-innen, weil sie Anfragen zu bestimmten Schülern/-innen erhalten oder 
selbst Meldungen tätigen müssen;  

- bei Richtern/-innen und Staatsanwälten/-innen, weil sie mit allen zuvor genannten 
Akteuren eine gemeinsame Klientel teilen oder auch Anordnungen kontrollieren 
wollen. 

 
Im Spannungsfeld zwischen Kooperation und Datenschutz ist nicht immer ersichtlich, welche 
Informationen an wen übermittelt werden dürfen oder sogar müssen. Das Berliner 
Datenschutzgesetz regelt die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Behörden oder 
sonstige öffentliche Stellen. Es legt u.a. fest, dass behördliche Datenschutzbeauftrage zu 
bestellen sind. Zudem wird beschrieben, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten 
nur zulässig ist, wenn eine Rechtsvorschrift sie erlaubt oder der Betroffene eingewilligt hat. 
Doch welchen Austausch ermöglichen die rechtlichen Grundlagen? Welche Merkmale muss 
eine Schweigepflichtsentbindung enthalten und worüber muss belehrt werden, wenn man sie 
einholt?  
 
Dies ist die Dokumentation des Fachtages; hier können Sie die Vorträge der Datenschutz-
experten/-innen aus den genannten Bereichen zur Vertiefung nachlesen. Wir wünschen eine 
aufschlussreiche Lektüre. 
 
Das Team der Clearingstelle 
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���� Einführung in die Thematik Datenschutz; Datenverarbeitung in der 

 Schule 

 
����  Vortrag:   Volker Brozio 

Stellvertreter des Berliner Beauftragten für Datenschutz und 

Informationsfreiheit, Leiter des Bereichs Recht II 

Tel.: 030 – 13889 – 111  

     mailbox@datenschutz-berlin.de  
 

Dieser Dokumentationsteil wurde anhand der Powerpoint-Präsentation von Herrn Brozio 

erstellt. 
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���� Datenschutz in der Jugendhilfe 

 
����  Vortrag:   Dr. Claudia Federrath 

Referentin beim Berliner Beauftragten für Datenschutz und 

 Informationsfreiheit, Bereich Recht II 

Tel.: 030-13889-318 

federrath@datenschutz-berlin.de 

 

Dieser Dokumentationsteil wurde anhand der Powerpoint-Präsentation von Frau Dr. 

Federrath erstellt.  
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���� Datenschutz in der Polizei 

 
����  Vortrag:   Dr. Sandra Sawall 

Der Polizeipräsident in Berlin, PPr Stab 6, 

Behördliche Datenschutzbeauftragte 

Tel.: 030 – 4664 9060 10 

Sandra.Sawall@polizei.berlin.de  

 

Dieser Dokumentationsteil wurde anhand der Textdatei von Frau Dr. Sawall erstellt. 

 

Ausgangspunkt für die Datenverarbeitung sämtlicher Berliner Behörden und öffentlichen 

Stellen ist § 6 Abs. 1 BlnDSG. Danach ist die Verarbeitung –  somit auch die Weitergabe – 

personenbezogener Daten nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder eine besondere 

Rechtsvorschrift sie erlaubt oder der Betroffene eingewilligt hat. 

 

Als besondere (sogenannte bereichsspezifische) Rechtsgrundlage für die polizeiliche Daten-

verarbeitung ist das ASOG (Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung in Berlin) von zentraler Bedeutung. Bei Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz 

finden eine Reihe von Vorschriften des Berliner Datenschutzgesetzes keine Anwendung 

mehr, unter anderem die Vorschriften über die Erhebung personenbezogener Daten (§ 10) 

und deren Übermittlung an öffentliche und nicht-öffentliche Stellen (§§ 12 – 14).  

 

§ 1 ASOG nennt zunächst die Aufgaben der Polizei und in weiteren Vorschriften werden die 

allgemeinen und besonderen Befugnisse zur Erfüllung dieser Aufgaben angeführt. 

 

Aufgabe der Polizei ist es, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren 

(Gefahrenabwehr). Im Rahmen der Gefahrenabwehr, die erforderlichen Vorbereitungen für 

die Hilfeleistung und das Handeln in Gefahrenfällen zu treffen, Straftaten zu verhüten, sowie 

für die Verfolgung künftiger Straftaten vorzusorgen (vorbeugende Bekämpfung von 

Straftaten). Darüber hinaus hat die Polizei die Aufgaben zu erfüllen, die ihr durch andere 

Rechtsvorschriften übertragen wurden (z. B. die Verfolgung von Straftaten nach der StPO, 

die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach dem OWiG). Soweit es für die Erfüllung der 

Aufgaben nach § 1 ASOG erforderlich ist, darf die Berliner Polizei: Daten erheben (§ 18 

ASOG), Daten speichern, -verändern und -nutzen (§ 42 ASOG) und Daten übermitteln (§§ 

44, 45 ASOG). 

 

Neben diesen allgemeinen Befugnisnormen gibt es eine Reihe von speziellen Befugnis-

normen, auf die ich hier jedoch nicht näher eingehen möchte (z. B. § 23 
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Erkennungsdienstliche Maßnahmen, § 24 Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen 

und Ansammlungen). 

 

Gemäß § 18 Abs. 1 ASOG kann die Polizei zur Klärung des Sachverhalts in einer 

bestimmten polizeilichen Angelegenheit Ermittlungen anstellen, insbesondere Befragungen 

durchführen. Sie kann in diesem Zusammenhang auch personenbezogene Daten erheben, 

wenn das zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist. Zum Stichwort „Befragung“ sieht § 18 

Abs. 3 Satz 1 ASOG vor, dass die Polizei eine Person (i.S.v. jede Person) befragen kann, 

wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person sachdienliche Angaben 

machen kann, die für die Erfüllung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe erforderlich sind. 

Der/die Befragte kann für die Dauer der Befragung angehalten, d. h. daran gehindert 

werden, den Ort der Maßnahme zu verlassen. Es kann somit auch sein, dass 

Mitarbeiter/innen des Jugendamtes von Polizeibeamten/-innen befragt werden, die im 

Rahmen der Gefahrenabwehr tätig sind. Ein Beispiel dafür wäre, dass der Polizei Hinweise 

über einen vermissten Jugendlichen vorliegen, der zum Betreuungsbereich des/der 

Mitarbeiters/-in gehört. 

 

Aus dem Befragungsrecht der Polizei folgt jedoch keine Pflicht der befragten Person, die 

erwarteten Auskünfte zu erteilen. Der/die Befragte ist gemäß § 18 Abs. 3 Satz 3 ASOG 

lediglich verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt und Wohnanschrift 

anzugeben. Zu weiteren Auskünften ist jemand nur verpflichtet, soweit für ihn/sie gesetzliche 

Handlungspflichten bestehen (als Beispiel kann hier die Auskunftspflicht von Gaststätten-

inhabern/-innen nach § 22 GastStG genannt werden). Eine gesetzliche Handlungspflicht des 

Jugendamtsmitarbeiters, Auskünfte über dort bekannte Jugendliche zu erteilen, besteht 

nicht.  

 

Befragungen sind grundsätzlich an die betroffene Person zu richten. Die Befragung Dritter 

(z. B. des/der Jugendamtsmitarbeiters/-in über einen von ihm/ihr betreuten jungen 

Menschen) ist nur zulässig, wenn die Befragung der betroffenen Person nicht oder nicht 

rechtzeitig möglich ist, (z. B. wenn die betroffenen Personen noch nicht bekannt sind oder es 

nur mit erheblicher Zeitverzögerung möglich ist, sie ausfindig zu machen), einen 

unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und schutzwürdige Belange der 

betroffenen Person nicht entgegenstehen. Die Befragung wäre nur unter Einschaltung 

eines/einer in der konkreten Situation schwer zu beschaffenden Dolmetschers/-in möglich 

und wegen der Art der erbetenen Informationen würden schutzwürdige Belange des/der 

Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Weiterhin darf die Erfüllung der Aufgaben nicht 

gefährdet werden; eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung wird insbesondere dann 
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anzunehmen sein, wenn der/die Betroffene durch die Befragung Gelegenheit erhielte, einen 

bestimmten Sachverhalt zu verschleiern und entsprechende Anhaltspunkte für diese 

Möglichkeit vorliegen. In dem von mir gewählten Fall, wenn das geplante illegale Autorennen 

kurzfristig an einen anderen, der Polizei unbekannten Ort verlegt werden würde. 

 

Der/die Befragte ist in geeigneter Weise auf die Rechtsgrundlagen der Befragung (hier 

§ 18 Abs. 3 Satz 1 ASOG) sowie auf eine bestehende Auskunftspflicht (z. B. zur Angabe der 

Personaldaten nach § 18 Abs. 3 Satz 3 ASOG) oder auf die Freiwilligkeit der Auskunft 

hinzuweisen.  

 

Selbstverständlich kann sich eine Befragung durch die Polizei auch auf ein konkretes 

Strafermittlungsverfahren beziehen. In diesem Fall unterliegt die Polizei allerdings den 

Weisungen der Staatsanwaltschaft. Zwar ist sie befugt, zur Aufklärung des Sachverhalts 

Auskünfte von allen Behörden einzuholen, aber eine Auskunftspflicht der Behörden besteht 

nur dann, wenn die Polizei aufgrund eines Ersuchens der Staatsanwaltschaft tätig wird oder 

der Sonderfall der Gefahr im Verzuge vorliegt. Die Polizei darf auch Beschuldigte und 

Zeugen vernehmen, eine Aussagepflicht ihr gegenüber besteht aber, anders als bei der 

Staatsanwaltschaft, nicht.  

 

Über die mögliche Weitergabe der im Rahmen des Ermittlungsverfahrens angefallenen 

Daten entscheidet während des gesamten Verfahrens die Staatsanwaltschaft, nicht die 

Polizei. Anders ist dies bei allen anderen von der Polizei rechtmäßig erhobenen und in ihren 

Akten oder Dateien gespeicherten Daten. Über die Weitergabe dieser Daten entscheidet die 

Polizei eigenständig. Zuvor muss sie allerdings prüfen, ob eine besondere Rechtsvorschrift 

dies erlaubt. 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 ASOG dürfen polizeiliche Daten an Ordnungsbehörden übermittelt 

werden, soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben 

erforderlich ist. Das bedeutet, dass die Übermittlung personenbezogener Daten von der 

Polizei an die Jugendämter zulässig ist, wenn und soweit die Daten zur Erfüllung ordnungs-

behördlicher Aufgaben des Jugendamtes benötigt werden. Zu den Ordnungsaufgaben der 

Jugendämter gehören nach Nr. 17 der Anlage zum ASOG (Zuständigkeitskatalog 

Ordnungsaufgaben) unter anderem: 

- die Durchführung des Jugendschutzgesetzes, 

- die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 SGB VIII), sofern nicht die für 

Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung zuständig ist, 
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- und die Herausnahme des Kindes oder des Jugendlichen ohne Zustimmung des 

Personensorgeberechtigten (§ 43 SGB VIII). 

 

Zur Erfüllung der Ordnungsaufgabe „Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen“ können 

dem Jugendamt (außerhalb der Dienstzeiten dem Kinder- oder Jugendnotdienst des 

Jugendamtes) bei der Übergabe eines von der Polizei aufgegriffenen Kindes oder 

Jugendlichen die Personalien des Kindes/Jugendlichen, die Personalien der 

Personensorgeberechtigten sowie Angaben darüber, seit wann vermisst gewesen, wie oft 

schon vermisst gewesen, wo und unter welchen Umständen aufgegriffen (z. B. als Opfer, 

Täter/in oder Teilnehmer/in einer Straftat) übermittelt werden. 

 

Gemäß § 44 Abs. 2 ASOG kann die Polizei personenbezogene Daten auch dann an das 

Jugendamt übermitteln, wenn es keine Ordnungsaufgaben wahrnimmt, sondern in seiner 

Funktion als Leistungsbehörde (mit Beratungs- oder Betreuungsangeboten) tätig wird.  

 

Eine Datenübermittlung kommt in diesem Zusammenhang jedoch nur unter folgenden 

Voraussetzungen in Betracht: 

- wenn sie zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist. (Dies betrifft 

insbesondere Fälle, in denen die Erfüllung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe 

die Unterrichtung einer anderen Stelle erfordert.); 

- wenn die Angaben zur Abwehr einer konkreten Gefahr benötigt werden. (Denkbar ist 

hier der Fall, dass der Polizei bekannt geworden ist, dass eine gewaltbereite und ihr 

namentlich bekannte Person die Erziehungs- und Familienberatung aufsuchen will, 

um dort ihre Meinung über die Tätigkeit der Mitarbeiter/in in einem sie betreffenden 

Fall deutlich zu machen. Hier kann die Polizei dem Jugendamt den ihr bekannten 

Namen der Person übermitteln, damit sich das Jugendamt darauf einstellen und 

rechtzeitig Maßnahmen zur Gefahrenabwehr treffen kann.); 

- wenn zwar keine konkrete Gefahr vorliegt, dafür aber eine Gefährdung gewichtiger 

Rechtsgüter. („Hierzu zählen insbesondere Leben, Gesundheit, Freiheit, 

Vermögenswerte von erheblichem Wert, Bestand des Staates und seiner 

Einrichtungen“ (Knape/Kiworr, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht für Berlin, 

Kommentar für Ausbildung und Praxis, Erl. II.B.3.b zu § 44)). 

 

Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, käme eine Übermittlung personenbezogener 

Daten nur mit Einwilligung des/der Betroffenen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 3 bis 6 

BlnDSG in Betracht. 
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Dabei ist es nicht erforderlich, dass der/die Betroffene volljährig ist. Maßgeblich für die 

Einwilligung ist der Umstand, „ob die Betroffenen in der Lage sind, die Konsequenzen der 

Verwendung ihrer Daten zu übersehen und sich deshalb auch dazu verbindlich zu äußern“ 

(Simitis u.a., BDSG, § 4 a Rdnr. 24).  

 

Die bisher angeführten Datenübermittlungen sind solche, die auf Initiative der Polizei 

erfolgen. Eine Datenübermittlung ist aber auch auf Ersuchen einer anderen Behörde oder 

öffentlichen Stelle, z. B. des Jugendamts möglich. Sie ist zulässig, wenn die Prüfung der um 

Auskunft gebetenen Stelle ergibt, dass das Ersuchen im Rahmen der Aufgaben des/der 

Datenempfängers/-in liegt. 

 

Bei Ersuchen von Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs, z. B. freien 

Trägern, sind die Möglichkeiten der Datenübermittlung durch die Polizei sehr eingeschränkt. 

Voraussetzung ist, dass der/die Auskunftsbegehrende ein rechtliches Interesse an der 

Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft macht und die schutzwürdigen Interessen 

der betroffenen Person nicht überwiegen. Hier geht es um den Fall, dass der/die Auskunfts-

begehrende die Daten des Dritten zur Rechtswahrung benötigt, z. B. um den zivilen 

Rechtsweg nach dem BGB und der ZPO zu beschreiten oder den Privatklageweg gemäß 

StPO. In jedem Einzelfall muss eine Abwägung zwischen dem Interesse des/der Auskunfts-

begehrenden und dem Interesse des/der von der Datenübermittlung Betroffenen 

vorgenommen werden. 

 

Wenn die auskunftsbegehrende Person ein berechtigtes Interesse geltend macht und 

offensichtlich ist, dass die Datenübermittlung im Interesse der betroffenen Person liegt, die 

betroffene Person zudem eingewilligt hat oder in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung 

hierzu erteilen würde. 

 

Für das berechtigte Interesse – gegenüber dem rechtlichen – reicht ein tatsächliches 

Interesse aus, welches wirtschaftlicher oder ideeller Art sein kann. Es muss jedoch 

„offensichtlich“ sein, sich geradezu aufdrängen, dass die Datenübermittlung sich im Einklang 

mit den Interessen der betroffenen Person befindet. Dieser Fall spielt in der Praxis – wie Sie 

sich denken können – kaum eine Rolle. Soweit die Regelungen des ASOG. 

 

Die für die Praxis wichtigste Vorschrift für die Datenübermittlung von der Polizei an das 

Jugendamt ist jedoch § 18 AG KJHG (Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes). Darin heißt es: die Polizei unterrichtet das Jugendamt in allen Fällen, 
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in denen Maßnahmen zum Schutze Minderjähriger erforderlich erscheinen. Hier sind 

natürlich viele Fälle denkbar. 

 

Ein Beispiel für die Übermittlung personenbezogener Informationen von der Polizei an das 

Jugendamt ist hier die Meldung von Fällen häuslicher Gewalt, in denen Kinder und/oder 

Jugendliche zum Haushalt gehören und somit von der Situation ebenfalls betroffen sind. Ein 

weiteres Beispiel ist die Benachrichtigung des Jugendamtes in den Fällen, in denen 

Minderjährige wiederholt als „vermisst“ gemeldet sind. Möglich ist auch die Unterrichtung des 

Jugendamtes, wenn ein Kind oder Jugendlicher durch Alkoholkonsum auffällig geworden ist. 

Zielrichtung dieser Meldung ist es nicht, das Jugendamt über eine Ordnungswidrigkeit zu 

informieren, sondern dem Jugendamt die Möglichkeit zu geben, Maßnahmen zum Schutze 

des/der Minderjährigen zu ergreifen. 

 

Datenübermittlungen an andere Behörden im Zusammenhang mit einer Ordnungswidrigkeit 

erfolgen im Übrigen regelmäßig nur zu dem Zweck, dass von der Polizei festgestellte 

Sachverhalte der für die Bearbeitung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit zuständigen 

Behörde mitgeteilt werden. 

 

- Ende -  
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����  Normen zum Vortrag von Frau Dr. Sawall 

 

§ 6 Berliner Datenschutzgesetz (BlnDSG): Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

  (1) 1 Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn  

1. dieses Gesetz oder 

2. eine besondere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 

3. der Betroffene eingewilligt hat. 
2Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nach diesem Gesetz zulässig, wenn wegen 

der Art der Daten, wegen ihrer Offenkundigkeit oder wegen der Art der Verwendung 

schutzwürdige Belange der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. 3Satz 1 Nr. 2 gilt nur, 

wenn die Rechtsvorschrift einen diesem Gesetz vergleichbaren Datenschutz gewährleistet.  

  (2) Werden aufgrund einer Rechtsvorschrift des Bundes personenbezogene Daten 

verarbeitet, ohne daß die Verarbeitung im Einzelnen geregelt ist, finden die §§ 13 bis 15 des 

Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung.  

  (3) 1Wird die Datenverarbeitung auf die Einwilligung des Betroffenen gestützt, so ist dieser 

in geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilligung, insbesondere über den 

Verwendungszweck der Daten, aufzuklären. 2Die Aufklärungspflicht umfasst bei 

beabsichtigten Übermittlungen auch den Empfänger der Daten sowie den Zweck der 

Übermittlung. 3Der Betroffene ist unter Darlegung der Rechtsfolgen darauf hinzuweisen, dass 

er die Einwilligung verweigern kann.  

  (4) 1Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine 

andere Form angemessen ist. 2Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen 

schriftlich erteilt werden, so ist der Betroffene darauf schriftlich oder elektronisch besonders 

hinzuweisen.  

  (5) 1Die Einwilligung des Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf seiner freien 

Entscheidung beruht. 2Sie ist insbesondere unwirksam, wenn sie durch Androhung 

ungesetzlicher Nachteile oder durch fehlende Aufklärung bewirkt wurde. 3Soweit besondere 

Kategorien personenbezogener Daten nach § 6a Abs. 1 verarbeitet werden, muss sich die 

Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese Daten beziehen.  

  (6) 1Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt werden. 2Es muss dabei sichergestellt 

werden, dass die Anforderungen zum Nachweis der Authentizität der Einwilligung jenen 

Anforderungen entsprechen, die für das zu Grunde liegende Verwaltungshandeln verlangt 

werden.  
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§ 1 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG Bln): Aufgaben der 

Ordnungsbehörden und der Polizei 

  (1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung abzuwehren (Gefahrenabwehr). 2Sie haben im Rahmen dieser 

Aufgabe auch die erforderlichen Vorbereitungen für die Hilfeleistung und das Handeln in 

Gefahrenfällen zu treffen.  

  (2) Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben ferner die Aufgaben zu erfüllen, die ihnen 

durch andere Rechtsvorschriften übertragen sind.  

  (3) Die Polizei hat im Rahmen der Gefahrenabwehr auch Straftaten zu verhüten sowie für 

die Verfolgung von Straftaten vorzusorgen (vorbeugende Bekämpfung von Straftaten).  

  (4) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei nach diesem Gesetz nur dann, wenn 

gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und wenn ohne polizeiliche Hilfe die 

Verwirklichung des Rechts vereitelt oder wesentlich erschwert würde.  

  (5) Die Polizei leistet anderen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen Vollzugshilfe 

(§§ 52 bis 54).  

 

§ 18 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG Bln): Ermittlungen, 

Befragungen, Datenerhebungen 

  (1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können zur Klärung des Sachverhalts in einer 

bestimmten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Angelegenheit Ermittlungen anstellen, 

insbesondere Befragungen nach Absatz 3 und 4 durchführen. 2Sie können in diesem 

Zusammenhang personenbezogene Daten über die in den §§ 13, 14 und 16 genannten und 

andere Personen erheben, wenn das zur Abwehr einer Gefahr oder zur Erfüllung der ihnen 

durch andere Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 3Die Polizei kann 

ferner personenbezogene Daten erheben, wenn das  

1. zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung, 

2. zur vorbeugenden Bekämpfung von sonstigen Straftaten, die organisiert, insbesondere 

banden-, gewerbs- oder serienmäßig begangen werden und mit einer Höchststrafe von mehr 

als drei Jahren bedroht sind, 

3. zum Schutz privater Rechte oder 

4. zur Leistung von Vollzugshilfe 

erforderlich ist.  

  (2) 1Ermittlungen sind offen durchzuführen. 2Verdeckt dürfen sie außer in den in diesem 

Gesetz zugelassenen Fällen nur durchgeführt werden, wenn ohne diese Maßnahme die 

Erfüllung der Aufgaben gefährdet wäre oder wenn anzunehmen ist, dass dies dem 

überwiegenden Interesse der betroffenen Person entspricht.  
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  (3) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person befragen, wenn Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben machen kann, die für 

die Erfüllung einer bestimmten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe erforderlich 

sind. 2Für die Dauer der Befragung kann der Befragte angehalten werden. 3Der Befragte ist 

verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt und Wohnungsanschrift anzugeben. 
4Zu weiteren Auskünften ist er nur verpflichtet, soweit für ihn gesetzliche Handlungspflichten 

bestehen.  

  (4) Befragungen sind grundsätzlich an die betroffene Person zu richten; ohne deren 

Kenntnis können Dritte befragt werden, wenn die Befragung der betroffenen Person  

1. nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist, 

2. einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und schutzwürdige Belange der 

betroffenen Person nicht entgegenstehen, 

3. die Erfüllung der Aufgaben gefährden würde. 

  (5) 1Der Befragte ist in geeigneter Weise auf  

1. die Rechtsgrundlagen der Befragung, 

2. eine bestehende Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit der Auskunft 

hinzuweisen. 2Der Hinweis kann unterbleiben, wenn hierdurch die Erfüllung der 

ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgaben erheblich erschwert oder gefährdet 

würde.  

  (6) Die §§ 52 bis 55 und 136a der Strafprozessordnung gelten entsprechend.  

 

§ 42 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG Bln): Allgemeine Regeln 

über die Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 

  (1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können rechtmäßig erhobene 

personenbezogene Daten in Akten oder Dateien speichern, verändern und nutzen, soweit 

das zur Erfüllung ihrer Aufgaben, zu einer zeitlich befristeten Dokumentation oder zur 

Vorgangsverwaltung erforderlich ist. 2Dies gilt auch für personenbezogene Daten, die die 

Ordnungsbehörden und die Polizei unaufgefordert durch Dritte erlangt haben.  

  (2) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei dürfen personenbezogene Daten nur zu dem 

Zweck speichern, verändern und nutzen, zu dem sie die Daten erlangt haben. 2Die Nutzung 

sowie die weitere Speicherung und Veränderung zu einem anderen ordnungsbehördlichen 

oder polizeilichen Zweck ist zulässig, soweit die Ordnungsbehörden und die Polizei die 

Daten auch zu diesem Zweck hätten erheben und nutzen dürfen. 3Eine Verarbeitung zu 

anderen Zwecken liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und 

Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von 



„Möglichkeiten und Grenzen des Datenaustauschs zwischen Jugendhilfe – Polizei – Schule – Justiz“  37 

Stiftung SPI – Berlin 2013 

Organisationsuntersuchungen dient. 4Der Zugriff auf personenbezogene Daten ist insoweit 

nur zulässig, als er für die Ausübung dieser Befugnisse unverzichtbar ist.  

  (3) Die Polizei kann, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder andere 

gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen, personenbezogene Daten, die sie im 

Rahmen von strafrechtlichen Ermittlungen gewonnen hat, speichern, verändern und nutzen, 

soweit das zur Gefahrenabwehr, insbesondere zur vorbeugenden Bekämpfung von 

Straftaten (§ 1 Abs. 3) erforderlich ist.  

  (4) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten über die 

zulässige Speicherungsdauer hinaus zur Aus- oder Fortbildung oder zu statistischen 

Zwecken in anonymisierter Form nutzen.  

  (5) 1Werden personenbezogene Daten von Kindern, die ohne Kenntnis der 

Sorgeberechtigten erhoben worden sind, gespeichert, sind die Sorgeberechtigten zu 

unterrichten, soweit die Aufgabenerfüllung dadurch nicht mehr gefährdet wird. 2Von der 

Unterrichtung kann abgesehen werden, solange zu besorgen ist, dass die Unterrichtung zu 

erheblichen Nachteilen für das Kind führt.  

 

§ 44 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG Bln): Datenübermittlung 

innerhalb des öffentlichen Bereichs  

  (1) 1Zwischen den Ordnungsbehörden sowie zwischen den Ordnungsbehörden und der 

Polizei können personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit das zur Erfüllung 

ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben erforderlich ist; dies gilt auch für die 

Übermittlung von Daten an Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörden eines anderen Landes 

oder des Bundes. 2§ 42 Abs. 2 gilt entsprechend. 3Datenübermittlung im Sinne dieses 

Gesetzes ist auch die Weitergabe personenbezogener Daten innerhalb einer Behörde 

zwischen Stellen, die unterschiedliche gesetzliche Aufgaben wahrnehmen.  

  (2) Im Übrigen können die Ordnungsbehörden und die Polizei personenbezogene Daten an 

Behörden oder sonstige öffentliche Stellen übermitteln, soweit das  

1. zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben, 

2. zur Abwehr einer Gefahr für oder durch den Empfänger, 

3. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, 

4. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer Person 

erforderlich ist.  

  (3) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten an 

ausländische öffentliche Stellen sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen übermitteln, 

soweit das  

1. zur Erfüllung einer Aufgabe der Ordnungsbehörde oder der Polizei, 
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2. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für oder durch den Empfänger 

erforderlich ist oder  

3. sie hierzu auf Grund über- oder zwischenstaatlicher Vereinbarungen über 

Datenübermittlungen berechtigt oder verpflichtet sind. 
2Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch gegen 

den Zweck eines deutschen Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Belange der 

betroffenen Personen beeinträchtigt würden. 3Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass 

die übermittelten Daten nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie 

ihm übermittelt wurden.  

  (4) Personenbezogene Daten über die in § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 genannten Personen, 

Zeugen, Hinweisgeber und sonstige Auskunftspersonen sowie wertende Angaben dürfen nur 

an andere Ordnungsbehörden und Polizeibehörden sowie an die zur Aufklärung oder 

Bekämpfung des internationalen Terrorismus zuständigen, im Antiterrordateigesetz vom 

22. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3409) genannten Behörden, soweit dies zur Durchführung 

des genannten Gesetzes erforderlich ist, übermittelt werden.  

  (5) 1Die übermittelnde Stelle hat die Zulässigkeit der Übermittlung zu prüfen. 2Erfolgt die 

Übermittlung auf Grund eines Ersuchens, hat die übermittelnde Stelle nur zu prüfen, ob das 

Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt. 3Im Übrigen hat sie 

die Zulässigkeit der Übermittlung nur zu prüfen, wenn Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 

Nutzung durch den Empfänger bestehen. 4Der Empfänger hat der übermittelnden Stelle die 

erforderlichen Angaben zu machen.  

  (6) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Daten, soweit gesetzlich 

nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden 

sind.  

  (7) 1Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen können personenbezogene Daten an 

die Ordnungsbehörden und die Polizei übermitteln, soweit das zur Erfüllung 

ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben erforderlich erscheint und die von der 

übermittelnden Stelle zu beachtenden Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 2Sie sind 

zur Übermittlung verpflichtet, wenn es zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 

einer Person erforderlich ist.  

  (8) Andere Rechtsvorschriften für die Datenübermittlung bleiben unberührt.  

 

§ 45 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG Bln): Datenübermittlung an 

Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 

  (1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten an Personen 

oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs übermitteln, soweit das  
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1. zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben, 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer Person 

erforderlich ist oder  

4. der Auskunftsbegehrende ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden 

Daten glaubhaft macht und die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person nicht 

überwiegen, 

5. der Auskunftsbegehrende ein berechtigtes Interesse geltend macht und offensichtlich ist, 

dass die Datenübermittlung im Interesse der betroffenen Person liegt, die betroffene Person 

eingewilligt hat oder in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung hierzu erteilen würde. 

  (2) § 44 Abs. 5 und 6 gilt entsprechend.  

  (3) Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten Daten nur zu dem Zweck 

genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden.  

 

§ 18 Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG KJHG): 

Unterstützung der Polizei, Unterrichtung des Jugendamts 

  (1) 1Das Jugendamt hat die Polizeibehörden bei der Wahrnehmung von polizeilichen 

Aufgaben zum Schutze Minderjähriger und bei der Bekämpfung des Drogenmissbrauchs und 

der Jugendkriminalität im Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse zu beraten und zu 

unterstützen. 2Die Polizei unterrichtet das Jugendamt in allen Fällen, in denen Maßnahmen 

zum Schutze Minderjähriger erforderlich erscheinen.  

  (2) 1Sind in einem Bezirk polizeiliche Maßnahmen allgemeiner Art oder größeren Umfangs, 

die Minderjährige betreffen, beabsichtigt, so soll vorher das Jugendamt gehört werden. 
2Haben die Maßnahmen überbezirklichen Charakter, so soll auch die für Jugend und Familie 

zuständige Senatsverwaltung gehört werden.  

  (3) Zur Sicherstellung der notwendigen Zusammenarbeit vereinbaren die Jugendämter und 

Polizeidirektionen ein Verfahren zum regelmäßigen Informations- und Erfahrungsaustausch 

und zur Information der fallzuständigen Fachkräfte in den Jugendämtern in Fällen der 

Intensivtäterschaft.  

 



„Möglichkeiten und Grenzen des Datenaustauschs zwischen Jugendhilfe – Polizei – Schule – Justiz“  40 

Stiftung SPI – Berlin 2013 

���� Datenschutz in der Justiz 

 
����  Vortrag:   Georg Plüür 

Amtsgericht Tiergarten in Berlin, Jugendrichter und Voll-

streckungsleiter für die Jugendstrafanstalt Berlin sowie die 

Justizvollzugsanstalt für Frauen, Behördlicher Datenschutz-

beauftragter  

 

Dieser Dokumentationsteil wurde anhand der Textdatei von Herr Plüür erstellt.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Frühjahrskonferenz der Justizminister/innen hat erst kürzlich, nämlich im Juni 2013 

beschlossen, das Bundesministerium für Justiz zu bitten, in Zusammenarbeit mit dem 

Bundesfamilienministerium eine klarstellende Regelung im Jugendgerichtsgesetz sowie im 

SGB VIII zur Förderung einzelfallbezogener Konferenzen (so genannten „Fallkonferenzen“) 

sowie fallübergreifender Kooperation vorzulegen. Hintergrund für diese Bitte war das 

Ergebnis einer gemeinsamen Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses der Justizminister-

konferenz und der Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe. Dieser Bericht ist aus 

Justizsicht schon deshalb interessant, weil er offenbar von der Möglichkeit einer Teilnahme 

auch von Jugendrichtern/-innen an einzelfallbezogenen Konferenzen ausgeht. Es stellen 

sich in diesem Zusammenhang bedeutsame Fragen, die ich hier nur kursorisch darstellen 

möchte, um die rechtlichen Schwierigkeiten, die weit über rein datenschutzrechtliche Fragen 

hinausgehen, aufzuzeigen: Stehen einer solchen Teilnahme an einzelfallbezogenen 

Konferenzen nicht bereits Gefahren für die Verfahrensrechte des Beschuldigten entgegen? 

In seiner Entscheidung zum „Deal im Strafverfahren“ vom März diesen Jahres betonte das 

Bundesverfassungsgericht die zentrale Rolle der Hauptverhandlung und die Bedeutung der 

richterlichen Unabhängigkeit und Unbefangenheit. Dürfte also eine entsprechende Befugnis 

im Gesetz überhaupt eingeräumt werden? Fällt die Beurteilung dieser Frage vielleicht in 

Abhängigkeit von konkreten Gestaltungen der Zusammenarbeit unterschiedlich aus?  

 

Mir geht es hier nicht um Sinn oder Unsinn von Fallkonferenzen, sondern lediglich darum zu 

verdeutlichen, dass Fallkonferenzen jedenfalls unter Beteiligung der Gerichte höchst 

problematisch sein können. Die erheblichen Widerstände des Datenschutzes gegen die 

Durchführung von Fallkonferenzen führte im März 2011 in Berlin zu einer „Handreichung zur 

Datenübermittlung im Bereich Kinder- und Jugenddelinquenz“, deren Anlage 1 überdeutlich 

macht, warum sich hier heute derartig viele Menschen versammelt haben: 

Diese Anlage, die die wesentlichen Rechtsgrundlagen zur Datenübermittlung enthält, 

umfasst 17 Seiten Gesetzestext – Vorschriften aus dem Grundgesetz, den 
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Sozialgesetzbüchern I, VIII und X, dem Jugendgerichtsgesetz, dem Strafgesetzbuch, dem 

Berliner Schulgesetz, dem Berliner Polizeirecht ASOG sowie dem Aufenthaltsgesetz. Selbst 

ein durchschnittlich begabter Volljurist dürfte sich schwer tun, dass Zusammenspiel und die 

sich teilweise über anderthalb Seiten hinziehenden Absätze in einen Gesamtzusammenhang 

zu stellen, ihre Voraussetzungen und Ausnahmetatbestände zu benennen und sich in jedem 

zu beurteilenden Einzelfall der einschlägigen Rechtsgrundlage zu bedienen. Auch ich werde 

hierzu in der Kürze der Zeit nicht imstande sein. Die sich in den unterschiedlichen 

Fallkonstellationen ergebenden Rechtsfragen werden von Rechtsprechung und Literatur 

zudem kontrovers diskutiert. 

 

Ich möchte daher als Anregung für die sich anschließende Diskussions- und Fragerunde nur 

einige wenige Aspekte aufgreifen, die das Interesse des Jugendgerichts an den sie 

interessierenden Schnittstellen des Informationsaustauschs verdeutlichen sollen. 

 

Das Jugendgericht hat eine klare Erwartungshaltung: Es will und muss diejenigen 

Informationen erhalten, die es ihm ermöglichen, den Gesetzesauftrag auszuführen, nämlich 

eine Entscheidung zu treffen, die erneuten Straftaten des Jugendlichen oder Heran-

wachsenden entgegenwirkt. Das Grundprinzip des Jugendstrafrechts ist dasjenige der 

Erziehung. Erzieherisch wirksam tätig werden kann das Jugendgericht aber nur dann, wenn 

ihm alle notwendigen Informationen vorliegen, es sich also ein umfassendes Bild von der 

Persönlichkeit des/der Jugendlichen oder Heranwachsenden machen kann. Das Gericht ist 

insoweit weitgehend auf die Jugendgerichtshilfe angewiesen, denn trotz des im 

Strafprozessrecht geltenden Amtsermittlungsgrundsatzes kann das Gericht sich in der Regel 

nicht etwa die entsprechenden Akten der Jugendhilfe durch eine Durchsuchungs- und 

Beschlagnahmeanordnung beschaffen. Bei den Vorschriften der §§ 38 und 43 des 

Jugendgerichtsgesetzes handelt es sich – jedenfalls nach herrschender Meinung – nicht um 

datenschutzrechtliche Eingriffsnormen, sondern lediglich um Aufgabenzuweisungen an die 

Jugendgerichtshilfe. Eine gerichtlich angeordnete Beschlagnahme von Akten wäre eine 

rechtswidrige Umgehung der im Sozialrecht gesetzlich normierten Datenschutzvorschriften. 

Verweigert die Jugendgerichtshilfe jegliche zur Entscheidungsfindung erforderlichen Daten 

des Angeklagten, dürfte dem Gericht die Möglichkeit der Durchsetzung mit 

Zwangsmaßnahmen allerdings verbleiben. 

 

Gemäß § 38 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes hat die Jugendgerichtshilfe die Pflicht, die 

Persönlichkeit, Entwicklung und Umwelt des Beschuldigten zu erforschen und dem 

Jugendgericht über das Ergebnis ihrer Nachforschungen zu berichten. Die Verpflichtung, 

dem Jugendgericht im Rahmen der gerichtlichen Aufklärungshilfe Ermittlungshilfe zu leisten, 
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ist aber im Hinblick auf das von allen Trägern öffentlicher Gewalt zu beachtende Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung nicht schrankenlos. Eine Offenbarung beziehungsweise 

Datenweitergabe von Sozialdaten zwischen Jugendgerichtshilfe und Gericht ist nur unter den 

– abschließend geregelten – Voraussetzungen der §§ 67 ff. SGB X zulässig. Die Weitergabe 

der von der Jugendgerichtshilfe im Rahmen ihrer Tätigkeit gesammelten Daten über die 

betroffenen Jugendlichen oder Heranwachsenden an das Jugendgericht beurteilt sich somit 

nicht nach dem Jugendgerichtsgesetz, sondern nach § 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB X. Dort heißt es:  

 

„Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind oder für die Erfüllung 

einer gesetzlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch oder einer 

solchen Aufgabe des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, und 

2. für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe nach Nummer 1 

zusammenhängenden gerichtlichen  Verfahrens einschließlich eines Strafverfahrens (…)“. 

 

Auch bei der Auswahl der zu übermittelnden Daten hat die Jugendgerichtshilfe eigenständig 

fachlich zu beurteilen, welche Daten sie übermittlungsbedürftig oder zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben für zwingend erforderlich hält. Die Datenweitergabe ist damit keineswegs auf die 

Daten beschränkt mit deren Weitergabe der/die Jugendliche sein/ihr Einverständnis erklärt 

hat. Die Jugendgerichtshilfe darf, soweit sie dies nach fachlicher Beurteilung für erforderlich 

hält, personenbezogene Daten auch dann erheben und an das Gericht übermitteln, wenn 

eine Einwilligung des/der Jugendlichen oder Heranwachsenden nicht vorliegt. Ich möchte an 

dieser Stelle nur kurz darauf hinweisen, dass im Rahmen der Vollstreckung die sehr 

detailreichen und umfassenden Feststellungen zu Förder- und Erziehungsbedarf nach § 10 

des Jugendstrafvollzugsgesetzes mit dem Vollzugsplan zum Vollstreckungsheft genommen 

und dementsprechend dem zuständigen Vollstreckungsleiter zugänglich gemacht werden, 

stellen diese doch die Grundlage für sämtliche Vollzugsplanungen dar. Die entsprechende 

Rechtsgrundlage findet sich hier in den datenschutzrechtlichen Vorschriften der §§ 88 ff. des 

Jugendstrafvollzugsgesetzes in Berlin. Auch die Teilnahme der Vollstreckungsleiter/innen an 

Vollzugsplankonferenzen, also nach rechtskräftigem Abschluss des Strafverfahrens, ist in 

der Praxis nicht selten. 

 

Welche weiteren datenschutzrechtlichen Fragestellungen können sich im unmittelbaren 

Zuständigkeitsbereich der Justiz ergeben: 

Im Zusammenhang mit länger andauernden Weisungen nach § 11 JGG stellt sich mitunter 

die Frage, ob diese aus erzieherischen Gründen überprüft, aufgehoben oder angepasst 

werden müssen. Hier ist zu beachten, dass jedenfalls nach herrschender Meinung 
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hinsichtlich der Informationen aus dem Bereich der Jugendhilfe, das Interesse des Gerichts 

gegenüber Belangen des Leistungserfolges im Sinne von § 64 Abs. 2 SGB VIII nicht von 

vornherein als nachrangig zu beurteilen ist.  

 

Erteilt das Jugendgericht Auflagen und Weisungen – gegebenenfalls auch als 

Bewährungsauflagen –, dann ist deren Erfüllung bzw. Einhaltung sicherzustellen. Dies kann 

nur gewährleistet werden, wenn die mit dem Verurteilten unmittelbar zu tun habenden 

Mitarbeiter/innen – nehmen Sie als Beispiel die Sozialarbeiter/innen eines betreuten 

Wohnens – Kenntnis über den Inhalt der Auflagen und Weisungen haben. Diese Kenntnis ist 

ihnen entweder nach § 24 Abs. 2 Satz 2 JGG durch den/die Bewährungshelfer/in zu 

verschaffen oder gemäß § 6 Abs. 2 BlnDSG i. V. m. § 15 Abs. 1 Nr. 1.  

 

Da ich gerade die Bewährungshilfe angesprochen habe, ein kurzer Hinweis: Die 

Mitarbeiter/innen der Bewährungshilfe sind grundsätzlich gegenüber anderen Behörden zur 

Verschwiegenheit verpflichtet. Dies ergibt sich aus § 203 Abs. 1 Nr. 5 des Strafgesetz-

buches. Eine Meldung an die Strafverfolgungsbehörden gehört nicht zu ihren Aufgaben, 

denn es fehlt an einer entsprechenden Rechtsgrundlage; lediglich die Anzeigepflicht des 

§ 138 StGB gilt auch für sie. Sind ihnen beweisrechtlich tragfähige Informationen über neue 

Straftaten des Verurteilten bekannt geworden, liegt es in ihrem pflichtgemäßen Ermessen, 

gegenüber dem Gericht eine entsprechende Mitteilung zu machen. Das weitere Vorgehen 

der Verantwortlichkeit liegt dann beim zuständigen Jugendgericht. Ob sich die 

Mitteilungspflicht nur auf erhebliche oder auf Taten schlechthin bezieht, hängt letztlich 

weniger von dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, als von dem Funktionsverständnis der 

Bewährungshilfe ab.  

 

Wesentliche Norm im Zusammenhang mit der Gewinnung von Erkenntnissen zur 

Feststellung des Entwicklungsstandes oder anderer für das Strafverfahren wesentlicher 

Eigenschaften stellt § 43 Abs. 2 Satz 1 des Jugendgerichtsgesetzes dar. Das Jugendgericht 

kann theoretisch nicht nur die Erziehungsberechtigten bzw. gesetzlichen Vertreter/innen 

anhören, sondern auch Auskünfte von Schule und Ausbildungsbetrieb einholen, sofern 

hierdurch keine unerwünschten Nachteile zu befürchten sind. Auch die Anforderung und 

Auswertung von Akten ist jedenfalls dann zulässig, wenn dem nicht ausdrücklich gesetzliche 

Regelungen (hier vor allem §§ 67 ff. SGB X) entgegenstehen. Hier kommen beispielsweise 

in Betracht: Akten über vorausgegangene Verurteilungen, etwaige familiengerichtliche 

Vorgänge, Personalakten von Heimen (§ 34 SGB VIII) oder auch Scheidungsakten. 
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Das Gericht ist jedoch nicht nur Empfänger von Informationen, sondern geradezu wichtiger 

Verteiler erlangter Erkenntnisse. Daher sei abschließend auf die Vorschrift des § 70 des 

Jugendgerichtsgesetzes verwiesen, der die Mitteilungen über Einleitung und Ausgang des 

Strafverfahrens regelt, die durch die Mitteilungen in Strafsachen (die so genannte MiStra) 

ergänzt werden. Dabei handelt  es sich u. a. um Informationen zur Einleitung des 

Verfahrens, Erlass und Vollzug von Haft- oder Unterbringungsbefehlen (vgl. auch § 72 a 

JGG), Abschlussentscheidungen insbesondere das Urteil, etc. Beispielhaft zu nennen sind 

hier Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe, Schule, Ausländerbehörde, Familiengerichte 

und Leitungen von Justizvollzuganstalten. 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

-Ende- 
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